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Salzkorn
Die St.Galler Regierung hat entschie-
den. Klammheimlich, im Schutz von
Corona. Die Gewerbliche Berufsschule
Rorschach wird aufgehoben. An ihrer
Stelle entsteht ein Kompetenzzentrum
für Gesundheitsfachleute. Die Rorscha-
cher Gewerbeschüler werden auf andere
Berufsschulen verteilt, desgleichen die
Lehrer. Eingeweiht in die Pläne war ein
handverlesenes Grüppchen.

Die Begründung für die Nacht- und
Nebelaktion ist einleuchtend: Hätten
die Betroffenen davon gewusst, wäre
Widerstand so sicher gewesen wie die
Auflehnung von Donald Trump gegen
seine Abwahl. Unter dem Strich wird
Rorschach Berufsschulstandort bleiben.
Dennoch hat die Regierung aufgezeigt,
wie es künftig öfter laufen könnte. Eines
Morgens werden die Sarganserländer
feststellen, dass sie neu Bündner sind.
Das Linthgebiet wurde meistbietend
Zürich zugeschlagen, das Toggenburg
ist mit Dank und einem Sackgeld in die
Unabhängigkeit entlassen. Der Rest
darf bleiben, das Rheintal muss. Auch
der neue Rumpfkanton braucht schliess-
lich ein Kompetenzzentrum. S.L.

Österreichgeht in
hartenLockdownund
schliesstGeschäfte

Pandemie Die Bundesrepublik Öster-
reichmuss indenzweitenCoronalock-
down.ZurEindämmungderhohenAn-
steckungszahlen, welche die Intensiv-
stationen landesweit an ihre Grenzen
bringen, schliessen ab Dienstag die
meistenGeschäfte.DieSchulen stellen
auf Fernunterricht um.

DasVerlassen vonHausoderWoh-
nung istwie bereits zuBeginnderPan-
demie imFrühjahrnur ausbestimmten
Gründenerlaubt.Dieösterreichischen
Massnahmen sollen vorerst für drei
Wochen gelten, bis zum6.Dezember.

Anschliessend sollen Massentests
in «gewissen Gruppen, beispielsweise
bei Lehrerinnen und Lehrern» nach
demVorbilddermillionenfachenTests
imNachbarlandSlowakeidurchgeführt
werden, kündigt Kanzler Sebastian
Kurz an. (chm/dpa) 2, 7

LewisHamilton istWeltmeisterundziehtmitMichael Schumachergleich

Lewis Hamilton ist zum siebten Mal Formel-1-Welt-
meister. Er hat damit den Rekord von Michael Schu-
macher egalisiert.Mit seinemzehnten Sieg im 14. Ren-
nen der Saison hat der 35-jährige Brite am Sonntag in

Istanbul in einem unterhaltsamen Regenrennen ein
weiteresMal eindrücklich bewiesen, dass er das Beste
ist, was die Königsklasse des Motorsports aktuell zu
bieten hat. 26 Bild: Tolga Bozoglu/EPA

MichelineCalmy-Rey
kritisiertAussenpolitik
Alt Bundesrätin befürchtet Verblassen der humanitären Tradition der Schweiz.

Lucien Fluri

DieehemaligeSchweizerAussenminis-
terinMichelineCalmy-Rey ist besorgt.
«Ich frage mich, ob die Aussenpolitik
der Schweiz in jüngster Zeit nicht auf
Abwegegeraten ist», sagtdieGenferin.
Sie habe Bedenken, die humanitäre
TraditiondesLandeskönnteverblasen.
Als Beispiel nennt sie die Exporte von
Kriegsgütern. Indenvergangenen Jah-
renhabedieSchweizdortLockerungen
beschlossen, welche die wirtschaftli-
chen Interessen über die humanitäre
Tradition stellten, so Calmy-Rey.

Skeptisch ist die alt Bundesrätin
auch gegenüber dem bisherigen Ver-
handlungsergebnis inSachenRahmen-

abkommen, besonders weil der Euro-
päische Gerichtshof im Streitfall ent-
schiede. Dies sei aus Schweizer Sicht
wegendesSouveränitätsverlustsheikel.
Sie rät dazu, abzuwarten, was die Bri-
ten verhandeln. Bevor sie erfolgreich
verhandeln könne, müsse sich die
Schweiz zudem innenpolitisch einig
werden, was sie wolle.

FreudehatCalmy-ReyanderWahl
Joe Bidens. Der neue US-Präsident
dürfteder internationalenZusammen-
arbeit mehr Gewicht geben – dies sei
nötig, um globalen Problemenwie der
MigrationunddemKlimawandel zube-
gegnen.EingrossesProblemsiehtCal-
my-Rey jedoch in der schwachen Stel-
lung der EU in derWeltpolitik. 3

«Neutralität
ist kein
Selbstzweck.»

MichelineCalmy-Rey
Alt Bundesrätin

Deutschförderung
nachBaslerVorbild
Thurgau DerKantonThurgaukannbei
der Deutschförderung von Vorschul-
kindernvondenErfahrungendesKan-
tons Basel-Stadt profitieren. Dort ist
seit 2013Realität,was imThurgau star-
ten soll: eine verpflichtende frühe
Sprachförderung. In Basel werden alle
Kinder achtzehnMonate vor demKin-
dergarteneintritt auf ihre Deutsch-
kenntnissegeprüft.WerbeiderSprach-
standerhebungeinebestimmtePunkt-
zahl nicht erreicht, muss in die frühe
Sprachförderung. Für den Basler Ex-
perten Herbert Knutti steht fest: «Das
selektiveObligatorium ist einegute In-
vestition indieBildung.Vielleicht rech-
net es sich nicht schon nach zwei Jah-
ren, abermittel- und langfristig sinddie
ökonomischen Vorteile sehr gut be-
legt.» Im Thurgau soll die jeweilige
Schulgemeinde entscheiden, ob von
den Erziehungsberechtigten Beiträge
verlangtwerden.Diese sollenabhängig
vom Einkommen sein und 800 Fran-
kenpro Jahr nicht überschreiten. Basel
verlangt keine Beiträge. (red) 15

DemTanzverbot getrotzt
Das Tanz-Stadl inWallenwil
holte BauchrednerMarco
Knittel auf die Bühne. 21

Corona-
Krise

Notstand in der Schweiz.
Gemeinsam für die Schwächsten.

Spenden Sie jetzt 30 Franken:
SMS mit Text CORONA 30 an 227
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Frühdeutsch lohnt sich langfristig
Basel dient demKanton Thurgau als Vorbild für dieDeutschförderung für Vorschulkinder. So klappt es dort.

Judith Schuck

«Kennt Ihr Kind deutschspra-
chige Geschichten?» «Wie oft
hat IhrKindKontakt zudeutsch-
sprachigenKindern inderNach-
barschaft, im Bekannten- und
Verwandtenkreis?» Dies sind
zwei von neunzehn Fragen auf
dem Basler Elternfragebogen,
mitdemDeutschkenntnissevon
Vorschulkindern ermittelt wer-
den sollen. Im Kanton Ba-
sel-Stadt ist seit 2013 Realität,
was im Thurgau starten soll:
eine verpflichtende frühe
Sprachförderung.

Achtzehn Monate vor dem
Kindergarteneintritt werden
hierfür alle Kinder auf ihre
Deutschkenntnissegeprüft.Wer
bei der Sprachstanderhebung
einebestimmtePunktzahl nicht
erreicht, muss in die frühe
Sprachförderung. Diese soll
spielerischablaufen –ob ineiner
Kindertagesstätte, Spielgruppe
oder bei einer Tagesmutter –
und mindestens sechs Stunden
proWoche betragen.

Grund für die Einführung
dieses selektivenObligatoriums
sindBerichte ausKindergärten,
in denen vermehrt von Sprach-
defiziten sowie Verhaltensauf-
fälligkeitendieRede ist.Werdie
Landessprache nicht ausrei-
chend beherrscht, wird in allen
Fächern Probleme bekommen.
Denn auch, um eineMathema-
tikaufgabe zu verstehen, bedarf
es eines guten Sprachverständ-
nisses. Schätzungen gehen da-
von aus, dass etwa 25 Prozent
der Dreijährigen im Thurgau
förderbedürftig sind.Angebote,

die auf Freiwilligkeit basieren,
gibt es schon seit längerem. Jas-
min Gonzenbach, Expertin bei
der kantonalen Fachstelle für
Kinder-, Jugend- und Familien-
fragen, sagt: «DieHerausforde-
rung ist, dass insbesondere Fa-
milienmitUnterstützungs- oder
Förderbedarf schwer erreichbar
sind.Dasheisst, sie kennenent-
weder die Angebote nicht, oder
sie nutzen sie nicht – vielleicht
aus finanziellenGründen.»

Elternzeigen
grosses Interesse
Diese Kinder und deren Fami-
lien seien aber nicht primär ein
Problem, «sie haben Ressour-
cen, die man bis anhin viel zu
stark vernachlässigt hat», ist
HerbertKnutti überzeugt.Knut-
ti arbeitete zehn Jahre beim Er-
ziehungsdepartement des Kan-
tons Basel-Stadt und leitete das
Projekt der frühkindlichen
SprachförderungvonseinenUr-
sprüngen an. «Es gibt immer
eine Gruppe von Familien, die
Angebote auf freiwilliger Basis
nicht annimmt, trotz aller Nie-
derschwelligkeit.» Da das Ziel
in Basel-Stadt war, «kein Kind
auf der Strecke zu lassen»,wur-
de2013dasObligatoriumeinge-
führt. Dass die Massnahme se-
lektiv sein musste, machte die
Sache kompliziert. «Es gibt
schliesslich auch viele Dreijäh-
rige, die über genügend
Deutschkenntnisse verfügen.»
InZusammenarbeitmitdemEr-
ziehungsdepartement Ba-
sel-Stadt erarbeitetedieUniver-
sität Basel über vier Jahre einen
Fragebogen. Heute steht ein

wissenschaftlichvalidierterFra-
gebogen mit neunzehn Fragen
in zwölf Sprachen zur Verfü-
gung. «Wichtig war, dass der
Fragebogen seriös entwickelt
wird, schliesslichwerden daran
harte Entscheidungen ge-
knüpft», sagt Knutti. Die Um-
setzunggegenüberdenFamilien
ist klar undunmissverständlich.
Schon das Ausfüllen und Zu-
rückschicken ist verbindlich,
sonst kommt es zur Mahnung
und letztlich zur Busse. «Wer
verpflichtetwirdunddieFörde-
rung nicht besucht, kann eben-
falls gebüsst werden.»

WasdieKooperationderEl-
tern inBasel betraf, seimanvon
Anfang an positiv überrascht

worden. «Mit den Eltern lief al-
les viel einfacher als angenom-
men», erinnert sichderPädago-
ge.DerRücklauf sei enorm.Was
die Umsetzung des Obligato-
riums betreffe, sei man in der
ersten Zeit schnell an Grenzen
gestossen. «Wir haben eigens
eineDatenbank entwickeln las-
sen, sonst wäre das Ganze zu
fehleranfällig und aufwendig
geworden.» Da alle Dreijähri-
gen erreicht werden und eine
Vielzahl unterschiedlicher Vor-
aussetzungen erfasst werden
müssten, kommehier einegros-
seundheterogeneDatenmenge
zusammen.

2016 machte sich Herbert
Knuttimit der FirmaOTBCon-
sulting GmbH selbstständig.
Seitdem begleitet er Kantone,
Gemeinden und Verbände, die
sich für das Thema der frühen
Sprachförderung interessieren.

Wirksamkeit istdurch
Studiebelegt
Unterscheiden werden sich der
Thurgau und der Kanton Ba-
sel-Stadt bei der Kostenbeteili-
gung. ImThurgau soll die jewei-
lige Schulgemeinde entschei-
den, ob von den
Erziehungsberechtigten Beiträ-
geverlangtwerden.Diese sollen
abhängig vomEinkommensein
und 800Franken pro Jahr nicht
überschreiten.BedürftigeFami-
lien werden nicht belangt. «Im
KantonBasel-Stadtwar vonBe-
ginnwegklar, dassbei einerVer-
pflichtung keine Beiträge ver-
langt werden. Organisatorisch
ist das eine Erleichterung», so
Knutti.

Wie die Uni Basel in einer Ana-
lyse über die «Erkenntnisse zur
Wirksamkeit früher obligatori-
scher Sprachdiagnostik- und
Sprachfördermassnahmen bei
Kindernmit Deutsch als Zweit-
sprache» herausfand, sind die
verspätetenSchuleintritte sowie
heil- und sonderpädagogischen
Fördermassnahmen durch die
Frühförderung zurückgegan-
gen. Die Studie belegt, dass
«Kinder mit Deutschkontakt in
frühen Bildungseinrichtungen
über die Zeitspanne von fünf-
zehn Monaten hinweg signifi-
kant grössere Fortschritte in
ihren Deutschkenntnissen er-
zieltenalsKinderohneDeutsch-
kontakt». Für Herbert Knutti
steht fest: «Das selektive
Obligatoriumist einegute Inves-
tition in die Bildung. Vielleicht
rechnet es sichnicht schonnach
zwei Jahren, aber mittel- und
langfristig sind die ökonomi-
schenVorteile sehr gut belegt.»

JasminGonzenbachvonder
Thurgauer Fachstelle blickt
zuversichtlich auf das Projekt:
«Der aktuelle schweizerische
Bildungsbericht zeigt, dass gute
oder schlechte Startchancen
beim Eintritt in das Bildungs-
system nach wie vor auf die
soziale Herkunft zurückzufüh-
ren sind und Kompetenz-
rückstände in der Schule kaum
oder nur schwer aufgeholt wer-
den können.» Ein erfolgreicher
Start bedeutemehrChancenge-
rechtigkeit bei der Bildung.
«Wichtig ist», sagt Herbert
Knutti: «Wir arbeiten hier mit
und nicht gegen die Eltern und
Kinder.»

EineMöglichkeit der frühen Sprachförderung ist der Besuch eines Kindergartens. Bild: Christian Beutler/Keystone

«Wir
arbeiten
mitund
nichtgegen
dieEltern
und
Kinder.»

HerbertKnutti
Experte frühe Sprachförderung

An irreführenden
Heilsversprechen
weiterverdienen

Thurgau Bis zu einem rechts-
kräftigenUrteil darf eine Firma
ein Produkt weiterverkaufen,
auch wenn sie es fälschlicher-
weise als Heilmittel anpreist.
Die Freidorfer Alpinamed
konnte deshalb ihr Nahrungs-
ergänzungsmittelMSMCurcu-
ma-Arthro noch rund zwei Jah-
re lang unverändert weiterver-
kaufen und in Verbindung mit
der Heilung von Glieder-
schmerzen bringen.Dabei hat-
te dasKantonale Labor imFeb-
ruar 2018 verfügt, dass das Pro-
dukt und das Werbematerial
per sofort nicht mehr in dieser
Form ausgeliefert werden dür-
fen. In der Beantwortung einer
Einfachen Anfrage von Ueli
Fisch (GLP,Ottoberg) verweist
der Regierungsrat auf eineVer-
fügungdesBundesgerichts vom
5.März 2019, dasderBeschwer-
de der Alpinamed eine auf-
schiebendeWirkung zuerkann-
te. Damit sei das Vorgehen des
Kantonalen Labors geschützt
worden, welches das Produkt
nicht umgehend habe vom
Markt nehmenkönnen.DerRe-
gierungsrat bezeichnet es als
«stossend», dass eine Firma
die Zeit nutzen könne, die ein
Verfahren durch alle Instanzen
beanspruche, um das Produkt
weiterhin zu verkaufen.

Das Problem sieht er imLe-
bensmittelrecht. Um einer Be-
schwerde die aufschiebende
Wirkung zu entziehen, müsste
es sich um ein gesundheitsge-
fährdendes Produkt handeln.
Hier handelte es sich jedochnur
um ein Mittel, dem fälschli-
cherweise heilende Wirkung
zugeschrieben worden sei.

Gewinnkannnicht
eingezogenwerden
Es ist laut Regierungsrat auch
nichtmöglich, denGewinn ein-
zuziehen, der damit gemacht
worden sei.Dazumüsste zuerst
eine Straftat begangen worden
sein und eine Verurteilung er-
folgen, was stets mit hohem
Aufwand und finanziellem Ri-
siko verbunden sei. «Ein Straf-
verfahren ist deshalb in der Re-
gel unzweckmässig.» Dies gilt,
obwohl ein falsches Heilsver-
sprechen dazu führen kann,
dass sich jemand darauf ver-
lässt und kein tatsächlich wirk-
samesHeilmittel einnimmt.Di-
verse solcher Fälle gab es laut
Regierungsrat «in der Vergan-
genheit und Gegenwart»; auf-
grundder Schweigepflicht dür-
fe dieBehördenicht darüber in-
formieren. «Man kann nur an
die ethischenGrundsätze einer
Firma appellieren», kommen-
tiert Kantonsrat Fisch, der sei-
ne Anfrage aufgrund eines Ar-
tikels der «Thurgauer Zeitung»
eingereicht hatte. (wu)

Pfiffner folgt auf
Kaufmann
Thurgau DerRegierungsrat hat
Martina Pfiffner Müller (FDP,
Gachnang) per 1. Januar 2021 in
die Kommission für Gesund-
heitsförderung,Präventionund
Sucht gewählt. Sie ersetzt alt
KantonsrätinBrigitteKaufmann
(GP,Weinfelden). (red.)
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